
Vielen Branchen fällt die Abkehr von den fossilen Energien schwer:

Klimagase zu reduzieren, ist mühsam und kostspielig. Ganz besonders

gilt dies für die Abfallentsorger. Da es keine klimafreundlichen

Alternativen zur Müllverbrennung gibt, müssen die Betreiber der

Kehrichtverbrennungsanlagen (KVA) das CO  aufwendig aus den

Abgasen herausfiltern, verflüssigen und weit entfernt unter dem

Meeresboden lagern. Carbon Capture and Storage (CCS) nennt sich die

Technologie, die der Schweiz dazu verhelfen soll, ihre Klimaziele zu

erreichen.

Und diesen Kraftakt im Dienste des Klimas wollen die Abfallverwerter

auch ernsthaft stemmen: Im Jahr 2022 schloss der Verband der KVA mit

der damaligen Energieministerin Simonetta Sommaruga eine

Vereinbarung ab, die vorsieht, dass der Kehricht bis 2050 klimaneutral

entsorgt wird. Die Branche verpflichtete sich zudem, bis 2030

mindestens eine Anlage zu betreiben, die grössere Mengen CO  aus den

Abgasen auswaschen kann.

Die Abfallwirtschaft ist nun daran, dieses Versprechen einzulösen und

eine Pilotanlage in Niederurnen (GL) zu realisieren. Sie hat in den letzten

Die Abfallverwerter planen, ab 2030 Müll emissionsfrei zu verbrennen.
Doch die Entnahme und Speicherung von CO  ist teuer. Nun soll eine neue
nationale Klimagebühr auf Abfall eingeführt werden.
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Milliardenausgaben für das Klima: Der Kehrichtsack könnte
künftig bis zu fünf Franken kosten
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Jahren Millionen in das Klimaprojekt investiert – die

Vorbereitungsarbeiten sind nun abgeschlossen. Bereits in fünf Jahren

könnte die KVA Linth mit einer Abscheideanlage ausgerüstet sein und

die Schweizer Klimabilanz jährlich um 100 000 Tonnen CO  entlasten.

Doch der Betrieb der Anlage im Glarnerland ist teuer: Pro Tonne CO , die

in einer Schweizer KVA abgeschieden und unter dem Boden der Nordsee

gespeichert wird, fallen rund 400 Franken an. Unter dem Strich ergibt

das eine jährliche finanzielle Belastung von etwa 40 Millionen Franken.

«Es ist ausgeschlossen, dass die Gemeinden im Einzugsgebiet der KVA

Linth diese Kosten allein tragen», sagt Robin Quartier, Geschäftsführer

des Verbands der Betreiber der Schweizer KVA. Daher brauche es eine

schweizweite, solidarische Finanzierung der CO -Abscheidung.

Konkret fordert Quartier die Einführung einer nationalen Klimagebühr

für die Entsorgung des Abfalls. Diese soll vorerst 10 Franken pro Tonne

betragen. Haushalte müssten damit 5 Rappen zusätzlich für den 35-

Liter-Sack zahlen. Mit dieser Gebühr könnten Bau und Betrieb der

Abscheide-Anlage bei der KVA Linth finanziert werden.

Langfristig rechnet die Branche jedoch mit einer deutlich höheren

finanziellen Belastung: Laut dem Fahrplan des Bundes soll die Menge an

entnommenem CO  ab 2030 stetig steigen – und mit ihr auch die

Klimagebühr. «Wird die Abscheidung bis 2050 flächendeckend

eingesetzt, rechnen wir mit einer Erhöhung der Sackgebühren um

2 Franken», sagt Quartier. In Zürich würde der 35-Liter-Sack dann statt

1.60 künftig 3.60 Franken kosten, in St. Gallen 4.00 Franken und in Basel

4.70 Franken.
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Zwei Franken zusätzlich pro Kehrichtsack
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Wie hoch die langfristigen Kosten für Abscheidung und Speicherung

ausfallen, ist jedoch schwer zu ermitteln. In der Anfangsphase soll das

abgeschiedene CO  in Bahnwagen nach Nordeuropa verfrachtet werden.

Kann das Gas dereinst über ein Pipelinesystem transportiert werden,

würden die Betriebskosten erheblich sinken. Eine Studie des Bundes

schätzt, dass die Kosten für eine Tonne abgeschiedenes und

gespeichertes CO  in diesem Fall auf 180 Franken gesenkt werden

können.

Insgesamt veranschlagt sie die Gesamtkosten für den Aufbau und den

Betrieb eines solchen CCS-Systems auf 16 Milliarden Franken, ein Drittel

davon entfällt auf den Bau der Pipelineinfrastruktur im Inland. Mit der

Einführung einer Klimagebühr für den Abfall soll nun ein Teil dieser

Kosten verursachergerecht auf private Haushalte und das Gewerbe

überwälzt werden.

Im Parlament ist der Mitte-Nationalrat Stefan Müller-Altermatt eine

treibende Kraft hinter der Offensive der Abfallwirtschaft. Er fordert, dass

eine gesetzliche Grundlage für die neue Gebühr geschaffen wird. «Nur

so können wir das riesige Klimapotenzial in der Müllverbrennung rasch

nutzen», sagt der Solothurner Politiker. Möglichst bald will er einen

entsprechenden Antrag in der Energiekommission einbringen. Dass sich

damit zum Beispiel Haushalte aus dem Kanton Genf finanziell am Bau

einer Anlage in der Ostschweiz beteiligen müssen, hält er für vertretbar.

Alle Regionen der Schweiz würden schliesslich von der Pionierarbeit der

KVA Linth profitieren. So soll bald auch die Genfer KVA mit CCS

ausgerüstet werden, finanziert durch die nationale Klimagebühr.

Ähnlich positiv äussert sich die grüne Nationalrätin Marionna Schlatter

zur neuen Klimagebühr. Sie sagt: «Wenn wir das Netto-Null-Ziel

erreichen wollen, müssen wir auch auf Technologien zurückgreifen, die
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CO  einfangen und an einem geeigneten Ort im Boden entsorgen.» Da

es keinen fairen CO -Preis gebe, sei die Erhebung einer zusätzlichen

Gebühr für den Abfall gerechtfertigt. «Führt diese dazu, dass die

Haushalte weniger Abfall produzieren, ist das umso besser», so die

Zürcher Politikerin.

Scharfe Kritik an den Plänen der Abfallwirtschaft kommt dagegen aus

dem rechtsbürgerlichen Lager: «Mit dieser neuen Abgabe werden die

Bürger zusätzlich belastet», sagt der St. Galler SVP-Nationalrat Mike

Egger. Wieder einmal zeige sich, dass bei vermeintlich harmlosen

Klimaschutzvorlagen, die dem Volk zur Abstimmung vorgelegt würden,

die Rechnung erst später präsentiert werde.

Auch der FDP-Nationalrat Christian Wasserfallen äussert sich skeptisch.

«Ich bezweifle stark, dass es Sinn ergibt, CO  über Tausende Kilometer

mit Dieselschiffen zu transportieren und es dann unter der Nordsee in

den Boden zu verpressen.» Dieses Geld solle besser für Massnahmen

verwendet werden, die die Folgen des Klimawandels in der Schweiz

abfederten, etwa Verbauungen von Gewässern oder Schutzdämme. «Die

Bevölkerung hätte deutlich mehr davon.»

Anders sieht das Bundesrat Albert Rösti. Auch er will der CCS-

Technologie zum Durchbruch verhelfen. Im Juni unterzeichnete der

Energieminister in Oslo ein bilaterales Abkommen, das der Schweiz

Zugang zu den riesigen Speichern in Norwegen verschaffen soll. Zudem

ist sein Departement daran, ein Rahmengesetz für die CO -Abscheidung

und -Speicherung auszuarbeiten. Darin sollen etwa die baulichen und

betrieblichen Anforderungen an Pipelines und Speicherstandorte

geregelt werden sowie mögliche Finanzhilfen. Wie der Aufbau und der
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Klimaschutz belastet Bürger finanziell
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Betrieb der Infrastruktur finanziert werden sollen, liess der Bundesrat

bisher offen.


